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Gedankenaustausch 
mit der Landespolitik 
im Medienhafen

Miteinander reden, statt übereinander. Zu einem geselligen 

Gedankenaustausch mit Entscheidungs-, Funktions- und Man-

datsträgern aus Landesregierung, Landesverwaltung und dem 

Landtag lud der DBB NRW Mitte September in den Düssel-

dorfer Medienhafen. Die alljährliche Netzwerkveranstaltung 

brachte unweit von Landtag und Rheinturm den geschäftsfüh-

renden Vorstand mit wichtigen Protagonisten und Multiplika-

toren für die Belange und Angelegenheiten aller Beschäftigten 

des Öffentlichen Dienstes in einen gemeinsamen Dialog.
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Gespräch mit Staatssekretär Thomas Jarzombek

Perspektivwechsel ist unerlässlich
Seit dem 6. Mai 2025 ist Tho-
mas Jarzombek Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bun-
desminister für Digitales und 
Staatsmodernisierung. Parla-
mentarische Staatssekretäre 
unterstützen als Bundestags-
abgeordnete die Bundesminis-
ter bei politischen Aufgaben. 
Ihre Hauptaufgaben sind die 
Pflege der Verbindung zum 
Parlament, die Vertretung des 
Ministers in Bundestagssitzun-
gen, Bundesratssitzungen und 
Kabinettssitzungen sowie die 
Kontaktpflege zu Fraktionen, 
Arbeitskreisen und Parteien.

Der 52-jährige Jarzombek ver-
tritt seit 2009 seinen Düssel-
dorfer Wahlkreis im Deutschen 
Bundestag. Von 2017 bis 2021 
war er Koordinator der Bundes-
regierung für Luft- und Raum-
fahrt sowie Beauftragter für 
Start-ups und Digitale Wirt-
schaft im Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie. In 
der letzten Legislaturperiode 
war Thomas Jarzombek Spre-
cher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion für Bildung und 
Forschung und Mitglied im 
Ausschuss für Digitales des 
Deutschen Bundestages. Der 
1. Vorsitzende des DBB NRW, 
Roland Staude und Marcus 
Michel, Chefredakteur des DBB 
NRW Magazins, trafen Thomas 
Jarzombek zu einem Gespräch 
in seinem Büro in Berlin über 
Gedanken zur Digitalisierung 
und Staatsmodernisierung.

Marcus Michel: Eine Überlegung, 
die wir hatten, war das Thema 
Benutzerkonto. Also für jeden 
Bürger ein Benutzerkonto, mit 
dem er staatliche, administrative 
Angelegenheiten erledigen kann. 
Wir hatten intern mal darüber 
gesprochen: Stichwort Elster-
Formular. Da gibt es ja schon 
23 Millionen Benutzerkonten. 
Ob das möglich wäre, diese 
zusätzlich auch in den Bereich 
Administrierung und öffentliche 
Verwaltung auszurollen. 
Als Ad-hoc-Maßnahme quasi.

StS Thomas Jarzombek: Ich 
glaube, wir müssen jetzt ein 
einheitliches und zukunftsfähi-
ges System aufbauen. Es gibt 
bereits verschiedene Identifika-
tionssysteme. Die eID wird in-
zwischen von etwa einem Vier-
tel der Bevölkerung genutzt, 
das zeigen aktuelle Zahlen des 
eGovernment MONITORs. Dazu 
kommt Elster, das ebenfalls 
weitverbreitet ist, wobei man 
unterscheiden muss, wie viele 
Nutzer tatsächlich eine vollqua-
lifizierte Signatur haben. Diese 
Systeme wollen wir zusammen-
führen, insbesondere in unsere 
EUDI-Wallet (European Digital 
Identity). Darüber sollen Bürge-
rinnen und Bürger künftig alle 
Behördengänge erledigen kön-
nen. Die große Frage ist, wie wir 
die Menschen in diese Wallet 
bringen. Sicherlich werden eID, 
ID-Konto und Elster dabei eine 
entscheidende Rolle spielen. 
Wichtig ist, ein System zu 

schaffen, das nicht alle, aber 
doch die allermeisten nutzen.

Roland Staude: Probleme in 
diesem Kontext sind die unter-
schiedlichen Verfahren, die es 
immer gibt. Wir haben den 
Bund, dann die Landesebene 
und dann kommt natürlich die 
kommunale Ebene. Und da ist 
die Entwicklung inzwischen eine 
ganz andere. Viele Kommunen 
haben interkommunale Zusam-
menarbeit. Ich habe das mal 
erlebt bei Abstandsanzeigen auf 
den Autobahnen, dass die über-
haupt nicht kompatibel waren 
mit denen vom Land. Corona 
hat es ja auch gezeigt, dass teil-
weise noch Faxe verschickt wor-
den sind. Jetzt habe ich das so 
verstanden, schon eine Einheit-
lichkeit im System generell und 
praktisch für alle Gebietskörper-
schaften zu implementieren. 
Ist das so ein Wunschgedanke?

StS Thomas Jarzombek: Bei der 
Identifikation funktionieren die 

Systeme schon heute weitge-
hend zuverlässig und sind ak-
zeptiert. Geht es jedoch um Ver-
waltungsleistungen, kommen 
immer mehr Kommunen auf 
uns zu, Stichwort „Dresdner 
Forderungen“. Kleinere Gemein-
den können bestimmte Leistun-
gen wirtschaftlich kaum noch 
selbst stemmen, etwa eine 
Zulassungsstelle. Hier sind wir 
offen, zentrale Services anzubie-
ten. Der Staat muss das nicht 
zwingend selbst betreiben, son-
dern kann auch Ausschreibun-
gen machen und externe Anbie-
ter einbinden. So entsteht eine 
gemeinsame Basis, an die sich 
Kommunen anschließen kön-
nen. Manche Kommunen wün-
schen sich sogar, dass eine Teil-
nahme verpflichtend wird, um 
mehr Einheitlichkeit zu schaf-
fen. In Deutschland gibt es eine 
starke Tradition kommunaler 
Selbstständigkeit, das war lan-
ge eine Stärke. Im Digitalzeital-
ter aber ist es oft sinnvoller, eine 
gute Lösung zentral bereitzu-

Roland Staude und Thomas Jarzombek, MdB
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stellen, statt sie vielfach neu zu 
entwickeln.

Marcus Michel: Von der Umset-
zung, von dem Aufbau, ich sage 
jetzt mal, einer Bundes-App, 
die die Nutzerinnen und Nutzer 
dann verwenden können. Von 
der Programmierung her wird 
das eher extern vergeben oder 
gibt es, ich sage mal, Bundes-
programmierer, die das einmal 
aufsetzen und dann wird das in 
die Fläche ausgerollt? Oder wie 
ist das angedacht?

StS Thomas Jarzombek: Beim 
Thema Zulassungswesen spre-
chen wir nicht über eine App, 
sondern über einen Dienst, an 
den sich Kommunen anschlie-
ßen können, in der Regel über 
Internetportale. Grundsätzlich 
muss der Staat vorsichtig sein, 
wenn er eigene Apps entwi-
ckelt. In der Vergangenheit wur-
den viele Apps gebaut, die am 
Ende wenig überzeugen konn-
ten. Darum setzen wir auf die 
Wallet als zentrales Projekt. Sie 
ist der Einstiegspunkt, bietet 
sichere Kommunikation und 
ermöglicht Push-Mitteilungen 
von Behörden. Uns ist wichtig, 
auf offene Schnittstellen und 
Wettbewerb zu setzen. Denn 
nur so entstehen Lösungen, die 
die Menschen auch wirklich 
begeistern. Die Frage, wie man 
Bürgerinnen und Bürger moti-
viert, digitale Angebote zu nut-
zen, wurde bisher unterschätzt. 
Anwendungen müssen einfach, 
attraktiv und nutzerfreundlich 
sein – nicht nur eine lästige 
Pflichtübung.

Roland Staude: Gesetze spielen 
ja auch eine besondere Rolle. 
Ich will vielleicht noch mal auf 
das Thema Zulassungswesen 
zurückkommen. Also, im Be-
reich der Zulassungsstellen sind 
ja eigentlich die meisten Polizei-
einsätze innerhalb der Kommu-
ne. Da geht es ja um Urkunden-
fälschung und dergleichen. 
Muss man da teilweise auch 
parallel verfahren, weil ja oft 
noch die Vorlage von Original-
unterlagen zwingend gesetzlich 
vorgesehen ist. Oder versucht 
man zunächst, dass im digita-

len Rahmen zu schaffen und 
ändert dann gegebenenfalls die 
Gesetze oder läuft das parallel?

StS Thomas Jarzombek: Ich bin 
mir nicht sicher, ob es hier noch 
Gesetzesänderungen braucht. 
Heute können Autos bereits 
digital über i-Kfz zugelassen 
werden. Alle relevanten Doku-
mente enthalten Codes, über 
die das funktioniert, ob Plaket-
te, Zulassungsschein oder Fahr-
zeugbrief. Natürlich gilt auch 
hier das 80/20-Prinzip: Etwa 
80 Prozent der Vorgänge, wie 
Neuwagenzulassungen, lassen 
sich vollständig digital und au-
tomatisiert abwickeln. Bei älte-
ren Fahrzeugen mit Papierdoku-
menten sind manuelle Schritte 
weiterhin nötig. Zentrale Ser-
vices sind besonders dort sinn-
voll, wo sich digitale Verfahren 
standardisiert umsetzen lassen.

Marcus Michel: Zum Beispiel 
auf dem Nummernschild den 
QR-Code.

StS Thomas Jarzombek: Ja, auch 
bei der Zulassungsplakette. Über 
i-Kfz funktioniert das bereits, 
ebenso über die Codes auf 
Zulassungsschein und Fahrzeug-
brief. Wie so oft gilt das 80/20- 
Prinzip: Rund 80 Prozent der 
Vorgänge, vor allem Neuwagen-
zulassungen, lassen sich voll-
ständig digital und automati-
siert abwickeln. Bei älteren 
Fahrzeugen mit Papieren aus 
der Zeit vor den digitalen Kenn-
zeichen sind hingegen noch 
manuelle Schritte erforderlich. 
Zentrale Services machen dort 
besonders Sinn, wo Abläufe kon-
sequent digital und automati-
siert umgesetzt werden können.

Roland Staude: Andere Frage, 
also auch der vorhandenen 
Stärken. Im Juni 2024 ist das 
Online-Zugangsgesetz 2.0 in 
Kraft getreten und das ver-
spricht eine Deutschland-ID als 

zentrales Bürgerkonto, was wir 
bereits angesprochen haben. Ist 
es bei dieser Herausforderung 
nicht wichtig, dass man eigent-
lich die besten Köpfe für die 
Umsetzung gewinnen muss? 
Beste Köpfe bedeutet natürlich 
auch, dass vielleicht das norma-
le Bezahlungsgefüge auseinan-
derdividiert wird. Wie kann 
man an die besten Köpfe kom-
men? Weil ich glaube, das ist 
manchmal, gerade im öffent
lichen Bereich, oft noch ein 
Hemmnis.

StS Thomas Jarzombek: Ja, das 
ist in der Tat eine Herausforde-
rung. In einigen Bereichen wer-
den am Markt deutlich höhere 
Gehälter gezahlt, als wir sie im 
öffentlichen Dienst bieten kön-
nen. Wir müssen daher insge-
samt konkurrenzfähig bleiben, 
um gute Leute für die Verwal-
tung zu gewinnen. Die Gehälter 
entwickeln sich zudem sehr 
dynamisch: Bei Softwareent-
wicklern sind sie zeitweise stark 
gestiegen, durch den verstärk-
ten Einsatz von KI sinken sie in 
manchen Bereichen inzwischen 
wieder. Unsere Antwort darauf 
ist der Aufbau einer Digital-
agentur, den wir bereits ange-
stoßen haben. Dort haben wir 
flexiblere Möglichkeiten, etwa 
Fachkräfte für befristete Projek-
te einzustellen. Viele IT-Exper-
ten, gerade im Mittelstand, 
möchten gar nicht 20 Jahre im 
selben Unternehmen arbeiten, 
sondern für eine bestimmte 
Zeit an spannenden Projekten 
mitwirken und sich dann neuen 
Aufgaben widmen. Diesem 
Wunsch nach Flexibilität kön-
nen wir entgegenkommen. Am 
Ende brauchen wir Angebote, 
die den unterschiedlichen Profi-
len von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gerecht werden.

Marcus Michel: Stichwort Büro-
kratieabbau. Gibt es konkrete 
Ideen, wie nicht nur die Bürger 

von Bürokratie entlastet wer-
den, sondern auch die Verwal-
tung? Wir hören ja immer wie-
der, auch von unserer 
Bundesorganisation, dass bun-
desweit 600 000 Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst fehlen. 
Gibt es da schon Impulse oder 
Ideen, wie man vielleicht durch 
Harmonisierung oder Verände-
rung der Abläufe die Verwal-
tung optimieren könnte?

Roland Staude: Ich muss sagen, 
da habe ich immer meine Faust 
in der Hosentasche, weil ich die 
Frage immer mal wieder be-
komme. Zum einen sage ich 
dann, Bürokratisierung, das sind 
überwiegend Vorgaben, die ins-
besondere aus dem politischen 
Raum kommen. Auf der ande-
ren Seite, wenn man ehrlich ist, 
weiß man, dass die meisten 
Vorgaben ja von der europäi-
schen Ebene kommen und dann 
vom Bund. Länder und Kommu-
nen haben zwar auch eigene 
Befugnisse, ich sag mal be-
wusst, Recht zu setzen, aber 
Kommunen machen ja keine 
Gesetze, sondern es sind Ver-
ordnungen oder Satzungen. 
Man spricht jedoch vom Fokus 
her immer nur über Bürokratie-
abbau für die Privatwirtschaft; 
was wir uns eigentlich wün-
schen, wäre jedoch der Bürokra-
tieabbau für die Verwaltung, 
denn dort werden unheimlich 
viele Ressourcen gebunden. 
Da erhoffen wir uns eigentlich, 
ich glaube, man muss auch im 
Kontext sehen, dass wir mit der 
Digitalisierung im Allgemeinen 
und der KI im Besonderen zu-
künftig hier weiter vorankom-
men. Vor fünf Jahren haben wir 
über KI gar nicht in diesem Aus-
maß gesprochen, heute haben 
wir fast jede Woche eine neue 
Version. Was ist das für eine 
Entwicklung und wie kann man 
dabei überhaupt auf dem neu-
esten Stand bleiben? Und wel-
che Chancen ergeben sich dar-
aus für den Bürokratieabbau?

StS Thomas Jarzombek: Büro
kratie beginnt in erster Linie in 
der Verwaltung. Bürger, Unter-
nehmen und Verwaltung sitzen 
dabei im selben Boot: Weniger 

Gespräch in Jarzombeks Büro
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Vorschriften bedeuten automa-
tisch weniger Aufwand für alle. 
Deshalb lassen sich diese Dinge 
nicht voneinander trennen. Wir 
haben uns im Koalitionsvertrag 
vorgenommen, die Bürokratie-
kosten um 25 Prozent zu senken. 
Dazu arbeitet inzwischen ein 
Staatssekretärausschuss mit 
dem Normenkontrollrat direkt 
zusammen. Ziel ist es, Verfahren, 
Vorschriften und Aufgaben tat-
sächlich abzubauen. Gleichzeitig 
müssen wir uns ehrlich einge-
stehen: Auf allen Ebenen entste-
hen ständig neue Aufgaben und 
Ideen. Wir müssen lernen, uns 
auch konsequent von Dingen zu 
verabschieden – das fällt uns 
traditionell schwer.

Die zweite Schiene ist der Ein-
satz moderner Technologien. 
Hier bietet insbesondere gene-
rative KI enorme Chancen. 
Heute existiert eine fünfstellige 
Zahl an Verwaltungsverfahren, 
oft auf alten Systemen, die 
bisher nicht automatisiert 
zugänglich waren. Der Versuch, 
all diese Verfahren neu zu pro-
grammieren, scheitert regelmä-
ßig, weil die Kommunen zahlen 
müssten und viele Verfahren 
nur selten genutzt werden. Mit 
generativer KI können wir das 
anders lösen: Sie verhält sich 
wie ein virtueller Sachbearbei-
ter, bedient Eingabemasken, 
prüft Ergebnisse und zieht die 
relevanten Daten heraus. Des-

halb wollen wir diesen Ansatz 
gezielt vorantreiben. Er erlaubt 
es, mit wenigen Lösungen eine 
Vielzahl an Verfahren zu adres-
sieren – besonders dort, wo 
hohe Fallzahlen bestehen oder 
nur ein einzelner Schritt fehlt, 
um ganze Prozesse vollständig 
zu automatisieren.

Roland Staude: Sie haben eben 
unterschwellig auch das Thema 
Aufgabenkritik angesprochen. 
Ich sag mal, dass der Begriff 
belastet ist, und deswegen 
spreche ich immer von einer ob-
jektiven Aufgabenüberprüfung.

StS Thomas Jarzombek: Ja, wir 
beschäftigen uns jede Woche 
mit neuen Aufgaben, aber ge-
nauso wichtig ist es, zu überle-
gen, was wir künftig nicht mehr 
machen.

Roland Staude: Genau, das 
finde ich auch ein wesentliches 
Kriterium.

StS Thomas Jarzombek: Mein 
Sohn ist immer begeistert, wenn 
ich ihn frage: „Was möchtest du 
nicht mehr machen?“ Da läuft 
der Prozess einmal umgekehrt.

Roland Staude: Genau. Und na-
türlich muss Verwaltung dann 
auch sagen, wovon man sich 
perspektivisch trennen kann. Ich 
glaube auch allein aufgrund der 
finanziellen Rahmenbedingun-

gen, die wir haben, ist das für 
die Zukunft eine entscheidende 
Frage. Hier müssen die Gewerk-
schaften, zumindest sind wir 
auch bereit dazu, entsprechend 
konstruktiv mitarbeiten. Auf der 
anderen Seite haben wir aber 
auch festgestellt, und das ge-
hört für mich zur Aufgabenkritik 
auch hinzu, dass der Staat im-
mer mehr Gesetze erlässt oder 
zusätzliche Aufgaben definiert. 
Ob es die ganztägige Kitabe-
treuung ist oder dergleichen, 
wo man eigentlich heute schon 
weiß, dass man diese Aufgaben 
gar nicht erfüllen kann.

StS Thomas Jarzombek: Ja, Auf-
gabenkritik muss in beide Rich-
tungen gehen. Natürlich gibt es 
Themen wie die Kitabetreuung, 
die eine gesellschaftliche Ver
änderung widerspiegeln und 
wo zusätzliche Aufgaben des 
Staates sinnvoll sind. Aber 
daneben gibt es unzählige 
kleinteilige Vorhaben. Da stellt 
sich die grundsätzliche Frage: 
Was ist wirklich Aufgabe des 
Staates und was sollten Bürge-
rinnen, Bürger oder Unterneh-
men selbst leisten?

Ein zweiter Punkt ist die Kon
trolle. Muss wirklich alles im-
mer wieder vollständig geprüft 
werden? Beim BAföG haben wir 
deshalb vorgeschlagen: Statt 
jedes Jahr alle Belege neu einzu-
reichen, sollen Studierende le-

diglich bestätigen, dass ihre An-
spruchsvoraussetzungen weiter 
bestehen – mit klaren Strafen 
bei falschen Angaben. Solche 
Verfahren würden den Prüfauf-
wand massiv reduzieren. Stich-
probenkontrollen oder ein er-
höhter Strafrahmen können die 
Verwaltung deutlich entlasten.

Natürlich kann auch KI helfen, 
Belege auszuwerten. Aber 
selbst dann müssten Studieren-
de noch alle Unterlagen einrei-
chen und das ist oft schwierig. 
Nicht in allen Familien herrscht 
Einigkeit, viele junge Menschen 
haben große Probleme, fehlen-
de Unterlagen von einem El-
ternteil zu bekommen. Genau 
deshalb setzen wir auf das Prin-
zip „Once Only“: Wer einen An-
trag stellt, soll nicht mehr selbst 
alle Nachweise zusammentra-
gen müssen. Stattdessen er-
folgt automatisch eine digitale 
Prüfung, ob die Anspruchsvor-
aussetzungen erfüllt sind.

Roland Staude: Das geht jetzt 
auch ein bisschen einher mit 
dieser digitalen Teilhabe. Die 
digitale Verwaltung soll ja 
letztendlich für alle da sein und 
auch von allen nutzbar sein. 
Wir haben ja auch eine Senio-
renvertretung bei uns. Da stellt 
man hin und wieder fest, dass 
sich Seniorinnen und Senioren 
teilweise schon ein bisschen 
schwer damit tun.

BEI UNS ZÄHLT
DAS FÜREINANDER

Öffentlicher Dienst

Gemeinsam stark
seit 120 Jahren.

Von Beamten für Beamte gegründet, stehen wir seit 1905
für eine Gemeinschaft, die sich gegenseitig unterstützt.
Unser Ziel: Für unsere Mitglieder da sein.
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StS Thomas Jarzombek: Ich 
glaube, wir werden in der nahen 
Zukunft enorme Fortschritte 
sehen, ähnlich wie beim Thema 
generative KI. Vor zweieinhalb 
Jahren haben viele Menschen 
mit ChatGPT erstmals künstli-
che Intelligenz bewusst genutzt. 
Seitdem hat sich die Entwick-
lung rasant beschleunigt, mit 
riesigen Investitionen und enor-
men Entwicklerressourcen. Bald 
werden wir Assistenzsysteme 
haben, die sich mit einfacher 
Sprache steuern lassen. Gerade 
für ältere Menschen bedeutet 
das eine große Erleichterung: 
Sie müssen sich nicht mehr 
durch komplizierte Formulare 
quälen, sondern können ihre 
Anliegen per Sprache erledigen, 
selbstverständlich auch Verwal-
tungsleistungen.

Roland Staude: Ja, das wünsche 
ich mir und perspektivisch glau-
be ich an diese Entwicklung. 
Aber ich glaube auch, dass die 
Übergangszeit die Schwierig-
keit darstellt.

StS Thomas Jarzombek: Das 
sehe ich genauso, und ich glau-
be, die Entwicklung wird relativ 
schnell gehen. Entscheidend ist 
dabei, dass wir KI-Systeme mit 
verlässlichen Daten trainieren. 
Die heutigen GPT-Modelle basie-
ren auf dem gesamten Internet 
und damit auch auf einer Menge 
fehlerhafter Informationen. In 
einem geschlossenen System 
mit geprüften, zuverlässigen Da-
ten lassen sich dagegen deutlich 
bessere Ergebnisse erzielen.

Roland Staude: Schadet der Fö-
deralismus eigentlich der Digi-
talisierung? Also, ich spreche 
jetzt mal ganz bewusst auch 
diesen Flickenteppich im 
Bildungsbereich an. Da sind na-
türlich die Länder oft auch sehr 
selbstbewusst unterwegs. Wir 
haben jetzt gerade in Nord-
rhein-Westfalen die politische 
Diskussion, dass Grundschul-
lehrer im Bereich der Oberstufe 
eingesetzt werden sollen, um 
dort Personalfluktuation oder 
Spitzen entsprechend abzufan-
gen. Das finde ich oder finden 
wir grundsätzlich – da unter-

scheiden wir uns ein bisschen 
von unserer Lehrergewerk-
schaft – eigentlich den richti-
gen Ansatz, weil das ja über-
wiegend durch G8 und G9 
gekommen ist. Aber für diese 
Flexibilität ist der Föderalismus 
manchmal ein Hemmnis, weil 
die Länder schon sehr auf ihre 
eigenen Rechte und Möglich-
keiten beharren. Wahrschein-
lich spielt auch die Haushaltssi-
tuation eine Rolle, aber wir 
haben es immer auch befür-
wortet, dass es auf der Bundes-
ebene das Digitalisierungsmi-
nisterium gibt. Wir haben unter 
anderem als dbb – ich war in 
der glücklichen Situation – im 
Vorfeld auch mit unserem ehe
maligen Verfassungsrechtler 
Prof. Andreas Vosskuhle darü-
ber zu sprechen, Stichwort 
„Handlungsfähiger Staat“. Er 
hat mir schon vor der Bundes-
tagswahl etwas Cooles gesagt: 
„Also ich könnte mich darauf 
verlassen, dass das Digitalisie-
rungsministerium kommt.“

StS Thomas Jarzombek: Unser 
Auftrag besteht jetzt darin, 
pragmatische Lösungen zu ent-
wickeln, die den Menschen zeit-
nah das Leben erleichtern. Über 
den Föderalismus kann man 
lange diskutieren, am Kamin 
oder Stammtisch, aber die Rea-
lität ist: Es gibt gute Gründe da-
für, dass es ihn in Deutschland 
gibt. Er verhindert Entwicklun-
gen, die wir in der Vergangen-
heit erlebt haben. Gleichzeitig 
ist es weder realistisch noch 
politisch durchsetzbar, den 
Föderalismus abzuschaffen.

Ich habe dreieinhalb Jahre Bil-
dung und Forschung in unserer 
Fraktion verantwortet und gese-
hen, dass diese Grundsatzdebat-
ten oft von der eigentlichen 
Problemlösung ablenken. Eine 
Zweidrittelmehrheit im Bundes-
tag für Änderungen ist derzeit 
ohnehin kaum möglich, und die 
Länder vertreten ihre eigenen 
Interessen. Deshalb konzentrie-
ren wir uns darauf, mit dem be-
stehenden System bessere Er-
gebnisse zu erzielen. Und da gibt 
es reichlich Spielraum. Wenn ich 
sehe, wie viel die Bundesregie-

rung selbst noch verbessern 
könnte, dann haben wir in den 
nächsten ein, zwei Jahren genug 
damit zu tun, unseren eigenen 
Hof in Ordnung zu bringen, 
bevor wir auf andere zeigen.

Roland Staude: Ja, ich meinte 
schon diesen Flickenteppich, 
den es jetzt bei den unterschied-
lichen Lernplattformen ja gibt.

StS Thomas Jarzombek: Aber 
wird wirklich alles besser, wenn 
man zentralisiert? Ich nenne 
ein Beispiel aus meinem Wahl-
kreis in Düsseldorf: Eine Schule 
hat frühzeitig ein eigenes Lern-
managementsystem einge-
führt, mit viel Engagement und 
Anpassungen an die eigenen 
Bedürfnisse. Dann kam das 
Land und sagte: „Wir zentrali-
sieren das jetzt.“ Es wurde eine 
neue Plattform entwickelt, die 
alle Schulen nutzen sollten. Für 
die betroffene Schule bedeute-
te das, nach drei Jahren Arbeit 
wieder von vorne anfangen zu 
müssen – und obendrein war 
das neue System schlechter. Für 
die Kommunen war es zwar 
kostenlos, das Land aber hat 
enorme Summen investiert.

Darum bin ich ein großer Befür-
worter der Subsidiarität. Die 
Praktiker vor Ort wissen in der 
Regel am besten, was funktio-
niert. Lehrerinnen und Lehrer 
sind hoch qualifiziert, sie brau-
chen niemanden, der ihnen wie 
Kindern vorschreibt, welches 
System sie nutzen sollen. Ich bin 
überzeugt: Der Unterricht wäre 
besser, wenn man den Lehrkräf-
ten mehr Freiheiten gäbe, ihre 
Ideen umzusetzen. Viele sind 
frustriert, weil sie gute Ansätze 
haben – gerade auch für Schu-
len in sozialen Brennpunkten –, 
aber durch Vorgaben von oben 
ausgebremst werden, die vom 
Schreibtisch stammen und 
nicht aus der Realität des Klas-
senzimmers.

Marcus Michel: Stichworte Da-
tensicherheit und digitale Sou-
veränität. Wir lassen ja viel über 
amerikanische Firmen, Anbieter 
und Server laufen. Gibt es da 
irgendwelche Ideen oder Impul-
se, etwas wieder zurück nach 
Europa zu holen?

StS Thomas Jarzombek: Ja, es 
gibt reichlich Ansätze, aber wir 
müssen ein ganz anderes Ambi-
tionsniveau erreichen. In der 
Vergangenheit waren wir da 
zu halbherzig. Ein Beispiel: Mit 
Phoenix haben wir im Bochumer 
Zentrum Digitale Souveränität 
eine Gesellschaft gegründet, die 
einen Open-Source-Arbeitsplatz 
entwickeln soll. Die Idee ist her-
vorragend, allein die jährlichen 
Lizenzgebühren, die wir an Mi
crosoft zahlen, zeigen, dass sich 
das wirtschaftlich schnell lohnen 
könnte. Aber mit kleinen Teams 
und knappen Budgets lässt sich 
schwer ein konkurrenzfähiges 
Produkt gegenüber den großen 
Anbietern aufbauen. Ähnlich 
verhält es sich im Cloud-Bereich.

Darum haben wir im Koalitions-
vertrag festgelegt: Der Staat soll 
als Ankerkunde auftreten. Wir 
wollen Produkte entwickeln, die 
wirklich funktionieren – nicht 
nur für die Verwaltung, sondern 
auch für Unternehmen. Denn 
nur mit einer ausreichenden 
Größe und einem entsprechen-
den Volumen lassen sich kon-
kurrenzfähige Angebote schaf-
fen. Genau das treiben wir jetzt 
voran, auch im Cloud-Bereich 
und bei KI. Dazu gehört zum 
Beispiel die geplante Giga-Fac-
tory, für die sich Konsortien in 
Deutschland beworben haben 
und die wir mit staatlicher Kofi-
nanzierung unterstützen.

Gleichzeitig müssen wir die Ver-
gabepraxis verbessern. In der 
Vergangenheit haben wir zu oft 
an US-Anbieter vergeben, statt 
europäische Lösungen einzu

Thomas Jarzombek, MdB
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beziehen. Warum also beim 
Thema KI und Schule unbedingt 
ChatGPT und nicht etwa Mistral 
aus Frankreich, ein europäischer 
Champion? Hier ist viel Luft 
nach oben. Besonders wichtig 
ist es, Start-ups einzubeziehen. 
Fast alle großen Digitalunter-
nehmen waren am Anfang 
Start-ups. Wenn wir bei der 
Digitalisierung wirklich voran-
kommen wollen, müssen wir 
jungen Gründerinnen und Grün-
dern mit guten Ideen und Inno-
vationskraft Aufträge geben.

Dafür brauchen wir einen Kul-
turwandel. Zu oft hieß es bis-
lang: „Mit der Firma haben wir 
noch nie gearbeitet, die hat 
keine Verwaltungserfahrung 
und keine lange Bilanz.“ Wer 
mit solchen Kriterien startet, 
landet am Ende immer bei IBM 
oder Microsoft. Gegen deren 
Produkte ist nichts einzuwen-
den, aber das führt zu Monoto-
nie und verhindert Kreativität. 
Für mich persönlich ist es ein 
Herzensthema, dass wir inno-
vativen Start-ups eine echte 
Chance geben.

Roland Staude: Ich komme 
noch mal auf den Bereich inne-
re Sicherheit zurück. Herbert 
Reul hat mir mal erzählt, dass 
es eine besondere Herausforde-
rung ist, Schritt zu halten mit 
der Digitalisierung im Bereich 
des organisierten Verbrechens. 
Weil die Polizei oder wir als 
Verwaltung zu schwerfällig 
sind und nicht hinterherkom-
men. Zudem sprach er unter 
anderem auch davon, dass er 
sich eine Verbesserung durch 
eine Zentralisierung verspre-
chen würde. Ist das auch mit 
dem Fokus?

StS Thomas Jarzombek: Das ist 
ein komplexes Thema, für das 
es nicht die eine Lösung gibt. 
Gerade durch KI ist es für Krimi-
nelle heute einfacher denn je, 
eigene Apps oder Systeme zu 
entwickeln. Die Diskussion, 
verschlüsselte Messenger zu 
öffnen, halte ich für eine rote 
Linie, das darf es nur mit rich-
terlichem Beschluss und bei 
schwerster Kriminalität geben. 
Denn sobald Whatsapp und an-
dere Messenger staatlich geöff-

net würden, würden Kriminelle 
sofort eigene Systeme nutzen. 
Dieses Hase-und-Igel-Spiel 
kann man nicht mit einem ein-
zigen Schritt gewinnen.

Viele Landeskriminalämter 
haben bereits aufgerüstet, und 
auch wir haben mit ZITiS, der 
Zentralen Stelle für Informati-
onstechnik im Sicherheitsbe-
reich, eine Behörde geschaffen, 
die hier unterstützt. Trotzdem 
bleibt es ein ständiges Wett
rennen. Gleichzeitig bietet die 
Digitalisierung aber auch 
Chancen: Ein Beispiel ist die 
Schutzgelderpressung in Gast-
ronomie und Hotellerie. Durch 
den verstärkten Einsatz bar-
geldloser Zahlungen geraten 
die Strukturen der organisier-
ten Kriminalität zunehmend 
unter Druck.

Marcus Michel: Da würde ich 
aber jetzt kurz noch mal ein
haken. Stichwort: bargeldloses 
Zahlen. Gibt es da Bemühun-
gen oder Initiativen, dass man 
das flächendeckend verpflich-
tend macht?

StS Thomas Jarzombek: Nein, 
Bargeld wird es immer geben. 
Aber es ist eine unternehmeri-
sche Entscheidung, ob ein 
Betrieb Bargeld akzeptiert oder 
nicht. Manche Unternehmen 
entscheiden sich bewusst 
dagegen, um sich etwa vor 
bestimmten Strukturen zu 
schützen. Einen Bargeld-An-
nahmezwang wird es ebenso 
wenig geben wie eine Pflicht 
zur Kartenzahlung. Am Ende 
haben die Menschen die Wahl: 
Wenn ein Bäcker nur noch Kar-
te nimmt, findet man sicher 
auch einen anderen, der wei-
terhin Bargeld akzeptiert.

Das zeigt ein Grundprinzip: 
Der Staat muss nicht alles vor-
geben. An diesem Punkt sollten 
Unternehmen selbst entschei-
den können, wie sie ihr Ge-
schäft gestalten, ohne dass 
der Staat vorschreibt, wie das 
Leben auszusehen hat.

Roland Staude, Marcus 
Michel: Lieber Herr Staats
sekretär, wir bedanken uns 
für das Gespräch.� MM

Verteidigungspolitik

Gelöbnis der Bundeswehr vor dem Landtag

Wertvolles Zeichen für eine wehrhafte Demokratie
Unweit der Geschäftsstelle des 
DBB NRW haben Anfang Sep-
tember mehr als 420 Rekrutin-
nen und Rekruten der Bundes-
wehr den Fahneneid abgelegt. 
Das Gelöbnis ist das größte in 
ganz Deutschland in diesem 
Jahr und es fand zum ersten 
Mal vor dem Parlament von 
Nordrhein-Westfalen statt. Die 
Rekrutinnen und Rekruten 
kommen aus ganz Nordrhein-
Westfalen und Berlin und be-
kannten sich öffentlich zum 
Grundgesetz und zu ihrem 

Dienst am deutschen Volk. Im 
Jahr 2022 hatte der Landtag 
beschlossen, dass ein Gelöbnis 
vor dem Parlament stattfinden 
soll. Der Präsident des Land-
tags, André Kuper, begrüßte 
die jungen Soldatinnen und 
Soldaten aus verschiedenen 
Truppenteilen und ihre zahl
reichen Angehörigen. Er hatte 
sich dafür eingesetzt, dass das 
Gelöbnis jetzt – in einer beson-
deren sicherheitspolitischen 
Lage – vor dem Landtag in aller 
Öffentlichkeit stattfindet.

Ebenso begrüßten Minister-
präsident Hendrik Wüst und 
der Minister des Innern, Her-
bert Reul, die Rekrutinnen und 
Rekruten. Die Gelöbnisrede 
hielt der Kommandeur des 
Landeskommandos Nordrhein-
Westfalen, Brigadegeneral 
Hans-Dieter Müller.

Der Präsident des Landtags, 
André Kuper, unterstrich die 
Bedeutung des erstmaligen 
Gelöbnisses vor dem Landtag: 
„Die Bundeswehr ist eine Par-
lamentsarmee. Und das Gelöb-
nis findet nicht hinter einer 
Kasernenmauer statt, sondern 
am zentralen Ort der Demo-

Stellvertretend für ihre Kameradinnen und Kameraden leisten sechs Rekruten 
den unmittelbaren Eid auf die Flagge der Bundesrepublik Deutschland.
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kratie in Nordrhein-Westfalen. 
Wir wünschen uns allen Frie-
den und arbeiten jeden Tag 
dafür. Wir müssen uns vertei-
digen können, um uns nicht 
verteidigen zu müssen. In Zei-
ten, in denen Russland als 
Aggressor die Frage von Krieg 
und Frieden in Europa neu 
stellt, sendet das Gelöbnis 
zugleich ein wichtiges Signal: 
Die Bundeswehr ist mit ihren 
Soldatinnen und Soldaten fest 
in der Mitte unserer Gesell-
schaft verwurzelt. Unser 
Parlament steht mit seinen 
Abgeordneten hinter der Bun-
deswehr. Wir danken den Rek-
rutinnen und Rekruten für ihre 
Bereitschaft, dem Land zu die-
nen und die Werte zu verteidi-
gen. Der Landtag steht zu den 
Menschen, die unsere Freiheit 
und Sicherheit verteidigen. 

Unsere Demokratie ist nach 
außen und innen wehrhaft.“

Das feierliche Gelöbnis stellt 
den öffentlichen Moment dar, 
in dem Soldatinnen und Sol
daten ihre Verpflichtung be-
kräftigen, der Bundesrepublik 
Deutschland treu zu dienen 
und Recht sowie Freiheit des 
deutschen Volkes zu verteidi-
gen. Damit wird die zuvor ein-
gegangene rechtliche Bindung 
in einem feierlichen Rahmen 
sichtbar gemacht. Das Gelöb-
nis verdeutlicht sowohl die 
persönliche Verantwortung 
jedes Einzelnen als auch die 

Verankerung der Streitkräfte 
in Staat und Gesellschaft. Es 
dient somit der inneren Verge-
wisserung über Auftrag und 
Rolle der Soldaten und unter-
streicht gleichzeitig nach 
außen die Bindung der Bun-
deswehr an Verfassung und 
Rechtsstaatlichkeit.

Die Rekrutinnen und Rekru-
ten, die ihren Fahneneid vor 
dem Landtag abgelegt ha-
ben, stammen aus acht 
Verbänden in Nordrhein-
Westfalen sowie aus Berlin: 
Panzerbataillon 203 und 
Panzergrenadierbataillon 

212 aus Augustdorf, das 
Aufklärungsbataillon 7 aus 
Ahlen, das Versorgungs
bataillon 7 aus Unna, das 
Deutsch/Britische Pionier-
brückenbataillon 130 aus 
Minden, das ABC-Abwehr
bataillon 7 aus Höxter, das 
Heimatschutzregiment 2 aus 
Münster sowie das Wach
bataillon beim Bundesminis-
terium der Verteidigung in 
Berlin. Musikalisch begleitet 
wurde das Gelöbnis durch 
das Luftwaffenmusikkorps 
aus Münster unter Leitung 
von Major Alexander Kalweit.
� MM

Einkommensrunde für Landesbeschäftigte

Forderungsfindung für einen  
wettbewerbsfähigen öffentlichen Dienst

Auch die Beschäftigten des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
bereiten sich auf die anstehen-
de Einkommensrunde vor. Am 
11. September 2025 tagte in 
der Geschäftsstelle des DBB 
NRW die Landestarifkommis
sion. Auf der Agenda stand 
zunächst auch die Wahl eines 
stellvertretenden Vorsitzen-
den, herzlichen Glückwunsch 
an Oliver Preuß von der DSTG.

Schwerpunkt der Sitzung war 
die Vorbereitung der Forde-

rungsfindung für die TV-L Ein-
kommensrunde 2025/2026 
und die Planung erster Aktio-
nen. Während für die Ange-
stellten in Bund und Kommu-
nen bereits im April 2025 ein 
Tarifergebnis erzielt wurde, 
steht der nächste große Schritt 
für die Landesbeschäftigten in 
Nordrhein-Westfalen noch be-
vor. Die beiden Tarifparteien, 
die deutschen Bundesländer 
(bis auf Hessen), und die ge-
werkschaftlichen Spitzenorga-
nisationen bereiten sich auf 

die Besoldungs- und Tarifrunde 
vor. Die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) – 
unter Führung von Hamburgs 
Finanzsenator Andreas Dres-
sel – verhandelt über neue 
Einkommensregelungen für 
Angestellte im Geltungsbereich 
des TV-L. Für den Deutschen 
Beamtenbund und Tarifunion 
ist die abschließende Forde-
rungsfindung und -bekanntga-
be für den 17. November 2025 
angesetzt. Erfahrungsgemäß 
fließen verschiedene Faktoren 
in die prozentuale Grundforde-
rung der Einkommensanpas-
sung ein.

Ab dem 3. Dezember 2025 
starten dann die offiziellen TV-
L-Tarifverhandlungen zwischen 
der TdL und den gewerkschaft-

lichen Spitzenorganisationen. 
Parallel dazu rückt auch die 
Frage in den Fokus, wie die 
Besoldungsanpassungen auf 
die Beamtinnen und Beamten 
in den Ländern übertragen 
werden, darunter Lehrkräfte, 
Polizistinnen und Polizisten, 
Justizbedienstete und Verwal-
tungsangestellte in Landes
behörden. Für die Übertragung 
der Tarifergebnisse der Kom-
munal- und Landesbeschäftig-
ten auf die Beamtinnen und 
Beamten in den Kommunen 
und beim Land NRW ist zu-
nächst ein Gesetzgebungs
prozess im NRW-Landtag er-
forderlich, der erst nach dem 
Tarifabschluss zwischen den 
Gewerkschaften und der TdL 
erfolgen wird (frühestens im 
zweiten Quartal 2026).� MM

Einkommensrunde

Bereit für die Forderungsfindung am 17. November 2025 in Berlin

Sandra van Heemskerk, Vorsitzende der Landestarifkommission, 
und Roland Staude, 1. Vorsitzender des DBB NRW
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Miteinander reden, statt übereinander. Zu 

einem geselligen Gedankenaustausch mit 

Entscheidungs-, Funktions- und Mandatsträ-

gern aus Landesregierung, Landesverwaltung 

und dem Landtag lud der DBB NRW Mitte 

September in den Düsseldorfer Medienhafen. 

NRW-Treff 2025
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Die vor dem Landtag angetretenen 420 Rekrutinnen und Rekruten stammen 
aus acht Verbänden in Nordrhein-Westfalen sowie aus Berlin.
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Reformbedarf bei der Altersvorsorge

Bürger verlieren Vertrauen in ausreichende Rente
Immer mehr Menschen in 
Deutschland zweifeln an der 
finanziellen Sicherheit im Ruhe-
stand. Eine repräsentative Um-
frage des Meinungsforschungs-
instituts Civey im Auftrag der 
Debeka zeigt, dass nur 14 Pro-
zent der Befragten auf eine 
auskömmliche gesetzliche 
Rente vertrauen – bei den 18- 
bis 29-Jährigen sind es sogar 
weniger als 8 Prozent. Zugleich 
rückt die Rentenlücke zwischen 
Männern und Frauen verstärkt 
in den Fokus: Besonders junge 
Frauen sehen sich im Alter 
deutlich schlechter abgesichert.

Diese Ergebnisse unterstreichen 
den dringenden Reformbedarf 
in der Altersvorsorge. „Die ge-
setzliche Rentenversicherung 
ist und bleibt ein zentraler 
Pfeiler der Altersabsicherung in 
Deutschland“, betont Thomas 
Brahm, Vorstandsvorsitzender 
der Debeka. „Doch angesichts 
des demografischen Wandels 

und wachsender Ungleichhei-
ten müssen wir heute die Wei-
chen stellen, um das Vertrauen 
der Bevölkerung langfristig zu 
sichern. Vor allem Frauen und 
junge Menschen zeigen sich 
verunsichert – hier ist politi-
sches Handeln gefragt.“

Große Unterschiede  
zwischen den Generationen 
und Geschlechtern 

Die Umfrage macht deutlich: 
Die Sorge um eine drohende 
Rentenlücke ist in weiten Teilen 
der Bevölkerung präsent. Be-
sonders alarmierend ist das 
Vertrauen der jungen Generati-
on – nur ein Bruchteil der unter 
30-Jährigen setzt noch auf die 
gesetzliche Rente als ausrei-
chende Absicherung. Gleichzei-
tig zeigt sich ein deutlicher 
Gender Pension Gap: 63 Pro-
zent der befragten Frauen 
glauben, dass das Geschlecht 
die Höhe der Altersvorsorge 

beeinflusst. Unter jungen 
Menschen liegt dieser Wert so-
gar bei 65 Prozent. Zudem füh-
len sich deutlich weniger Frau-
en (13,9 Prozent) als Männer 
(21,5 Prozent) gut auf den Ru-
hestand vorbereitet. „Diese Dis-
krepanz ist nicht nur ein gesell-
schaftliches Problem, sondern 
auch ein deutliches Signal, die 
Altersvorsorge gerechter zu ge-
stalten“, sagt Brahm.

Reformen im gesamten 
Vorsorgesystem notwendig 

Die Debeka spricht sich daher 
für eine Stärkung der ergänzen-
den Altersvorsorge aus – so-
wohl im betrieblichen als auch 
im privaten Bereich. Ziel müsse 
es sein, die gesetzliche Renten-
versicherung zu entlasten und 
gleichzeitig individuelle Vorsor-
gelösungen zu fördern. Sie un-
terstützt dabei die Forderungen 
des Gesamtverbands der Deut-
schen Versicherungswirtschaft 

(GDV) nach strukturellen Refor-
men, um das Rentensystem zu-
kunftsfest aufzustellen.

„Es geht nicht darum, die ge-
setzliche Rente infrage zu stel-
len, sondern sie durch geeignete 
Maßnahmen nachhaltig zu stär-
ken – im Zusammenspiel mit 
betrieblichen und privaten Vor-
sorgemodellen“, so Brahm. „Wir 
brauchen faire und stabile Rah-
menbedingungen, damit alle 
Generationen und Geschlechter 
im Alter auf ein sicheres Aus-
kommen vertrauen können.“

Hintergrund zur Umfrage: Im 
Auftrag der Debeka befragte 
das Meinungsforschungsinsti-
tut Civey vom 4. bis 16. De-
zember 2024 insgesamt 2 500 
Bundesbürgerinnen und -bür-
ger ab 18 Jahren. Darunter 
auch gezielt Nichtrentner so-
wie Personen, die bereits privat 
vorsorgen. Die Ergebnisse sind 
repräsentativ.� MM

Miteinander reden, statt übereinander. Zu 

einem geselligen Gedankenaustausch mit 

Entscheidungs-, Funktions- und Mandatsträ-

gern aus Landesregierung, Landesverwaltung 

und dem Landtag lud der DBB NRW Mitte 

September in den Düsseldorfer Medienhafen. 

NRW-Treff 2025
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Neuwahl im SV Düsseldorf

Lars Smuda übernimmt Staffelstab von Achim Klein
Zum seinem 75-jährigen Jubi-
läum begrüßte der Stadtver-
band Düsseldorf im dbb beam-
tenbund und tarifunion in der 
Düsseldorfer Stadtbibliothek 
zahlreiche prominente Gäste 
wie den Düsseldorfer OB Ste-
phan Keller, die Bürgermeiste-
rin Clara Gerlach, den Co-
Vorsitzenden der Düsseldorfer 
SPD-Ratsfraktion, Markus 
Raub, den 1. Vorsitzenden 
des DBB NRW, Roland Staude, 
sowie Vertreter verschiedener 
Kooperationspartner und viele 
organisierte Mitglieder aus 
den Fachgewerkschaften.

Vor der Veranstaltung wurde 
ein neuer Vorstand gewählt. 
Nach 14 Jahren an der Spitze 
zog sich der frühere Vorsitzen-
de Achim Klein in die zweite 
Reihe zurück. Zum neuen Vor-
sitzenden des Stadtverbandes 
wurde Lars Smuda einstimmig 
gewählt. Der Vater zweier 
Kinder ist seit 2012 bei der 
Stadtverwaltung Düsseldorf 
beschäftigt. Seine berufliche 
Heimat ist seit 2015 das Amt 
für Schule und Bildung der 

Landeshauptstadt. Dort ist er 
als Datenschutzfachkraft und 
IT-Fachberater tätig. Nach sei-
nem Eintritt in die komba ge-
werkschaft 2014 übernahm er 
dort den Posten des Geschäfts-
führers im Ortsverband Düs-
seldorf und ist seit 2018 Bei
sitzer im DBB Stadtverband.

Der Vorstand setzt sich 
weiterhin zusammen aus dem 
1. Stellvertreter Joachim Klein, 
dem 2. Stellvertreter Dirk 
Weuthen, der 3. Stellvertrete-
rin Bettina Gude, den Beisit-
zern Rainer Linden, Geyun 
Schulze, Heike Klar, Michael 
Vangompel, Alexander Greger-
sen, Karoline Bauer sowie aus 
der Kassenprüferin Petra 
Reichling und ihrer Vertreterin 
Ilonka Spielberg.

Nach kommunalpolitischen 
und gewerkschaftspolitischen 
Grußworten des Düsseldorfer 
OB Dr. Keller und dem 1. Vorsit-
zenden des DBB NRW, Roland 
Staude, sowie einer Retrospek-
tive von Achim Klein auf die 
Arbeit des von ihm geführten 
Stadtverbandes begann der 

gesellige Teil des Abends. 
Musikalisch umrahmt durch 
JULIKA, die Finalistin beim 
Deutschen Vorentscheid für 
den Eurovision Song Contest, 
kamen die Gäste mit Vertre-
tern aus Gewerkschaften und 
der Kommunalpolitik mitein-
ander ins Gespräch.� MM

Der neue Vorstand des Stadtverbandes Düsseldorf  
im dbb beamtenbund und tarifunion

Vertretung des Vorstands des DBB NRW
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